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Frage der besonderen Nahebeziehung in Be-
zug auf Hinterbliebenengeld fiir Enkelkinder

Leitsatz

1. Hinterbliebenengeld: Ein besonderes personliches Naheverhaltnis wird vermutet, wenn der
Hinterbliebene der Ehegatte, der Lebenspartner, ein Elternteil oder ein Kind des Getéteten
war. Enkel- bzw. Stiefenkelkinder gehéren nicht zu diesem besonders privilegierten Personen-
kreis.(Rn.14)

2. Eine ,besondere Nahebeziehung” zu dem Getéteten ist vom Geschadigten in umso starke-
rem Umfang darzulegen, je entfernter der Verwandtschaftsgrad zu dem Getdteten ist.(Rn.16)

3. FUr Enkelkinder kommt aufgrund der gesetzgeberischen Wertung ein Anspruch auf Hinter-
bliebenengeld nur ausnahmsweise bei einer gesteigerten Nahe zu dem Getéteten in Betracht,
die Uber eine normale - typischerweise gute - Groeltern-Enkel-Beziehung hinausgeht.(Rn.18)

Orientierungssatz
Zitierung zu Leitsatz 3: Anschluss LG KélIn, Urteil vom 17. April 2024 - 25 O 156/21.(Rn.18)
Tenor

l. Der Klager wird gemals § 522 Abs. 2 ZPO darauf hingewiesen, dass die Berufung gegen
das angefochtene Urteil offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg bietet, die Rechtssache
keine grundsatzliche Bedeutung hat, die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung ei-
ner einheitlichen Rechtsprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts durch Urteil
nicht erfordert und eine miindliche Verhandlung nicht geboten ist. Der Senat beabsich-
tigt deshalb, die Berufung aus den nachfolgenden Grinden ohne mindliche Verhandlung
durch einstimmigen Beschluss zuriickzuweisen.

Il. Es besteht Gelegenheit zur Stellungnahme binnen 3 Wochen, sofern die Berufung
nicht aus Kostengriinden innerhalb der genannten Frist zurickgenommen werden sollte.

[ll. Der Senat beabsichtigt, den Streitwert fur den zweiten Rechtszug auf 10.020,-- € fest-
zusetzen.

Griinde
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Der Klager beansprucht von der Beklagten die Zahlung von Hinterbliebenengeld auf-
grund eines Verkehrsunfalls vom 07.07.2021, bei dem seine GroReltern WB und HB
(Stief-GroRvater) um das Leben gekommen sind. Der Unfall wurde durch den Fahrer des
VW Polo verursacht. Das Auto war zum Unfallzeitpunkt bei der Beklagten haftpflichtversi-
chert.

Die Mutter des Klagers, die Zeugin M., hat von der Beklagten sowohl Hinterbliebenen-
geld in H6he von 10.000,-- € aufgrund des Todes ihrer Mutter als auch weitere 10.000,--
€ aufgrund des Todes ihres Stiefvaters erhalten (LG Itzehoe, Az. 7 O 269/22).

Mit vorgerichtlichem anwaltlichem Schreiben vom 16.04.2023 unter Fristsetzung bis
zum 30.04.2023 machte der Klager jeweils 5000,-- € Hinterbliebenengeld sowie weite-
re 20,-- € allgemeine Kostenpauschale geltend. Die Beklagte lehnte mit Schreiben vom
25.3.2023 eine Zahlung ab, weil kein besonderes persénliches Naheverhaltnis zwischen
dem Klager und seinen GroBeltern gegeben sei.

Das Landgericht hat den Klager in der mindlichen Verhandlung am 15.08.2025 person-
lich angehort und Beweis erhoben durch Vernehmung der Zeugin M..

Mit dem angefochtenen Urteil vom 04.09.2025 hat das Landgericht die Klage abgewie-
sen.

Dagegen richtet sich die Berufung des Klagers. Er meint, das Landgericht sei rechtsfeh-
lerhaft davon ausgegangen, dass er zu seinen GroReltern nicht in einem besonderen
personlichen Naheverhaltnis im Sinne von § 844 Abs. 3 S. 2 BGB gestanden habe. Die
Beziehung zu seinen GroReltern habe bereits im Kindesalter begonnen und bis zu deren
Tod gedauert, mithin 36 Jahre. Das Verhaltnis zu seinen GroBeltern sei sogar besser ge-
wesen, als das Verhaltnis zu seinen eigenen Eltern. Er habe durch den Tod seiner Grol3-
eltern erhebliches seelisches Leid erfahren. Noch heute erinnere er sich an die Stimmen
und Gesprache seiner GroReltern und suche ihr Grab regelmalig auf.

Der Klager beantragt, das angefochtene Urteil zu andern und

1. den Beklagten zu verurteilen, an ihn ein in Ermessen des Gerichts gestelltes Hin-
terbliebenengeld, mindestens aber 10.020,00 €, nebst Zinsen in Héhe von 5 %-Punk-
ten Uber dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem 01.05.2023 zu zahlen;

2. den Beklagten zu verurteilen, an den Klager vorgerichtliche Rechtsanwaltskosten
in Hohe von 1.054,10 € nebst Zinsen in Hohe von 5 %-Punkten Gber dem jeweiligen
Basiszinssatz zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung des Klagers zuriickzuweisen.
Sie verteidigt das angefochtene Urteil.
Il.

Die Berufung hat offensichtlich keine Aussicht auf Erfolg. Auf die zutreffenden Griinde
der angefochtenen Entscheidung wird Bezug genommen. Die Ausfihrungen des Klagers
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aus der Berufungsbegriindung vom 05.12.2025 rechtfertigen keine andere Entschei-
dung.

Nach § 844 Abs. 3 BGB, § 10 Abs. 3 StVG hat ein Ersatzpflichtiger dem Hinterbliebenen,
der zur Zeit der Verletzung zu dem Getéteten in einem besonderen persénlichen Nahe-
verhaltnis stand, flr das dem Hinterbliebenen zugefligte seelische Leid eine angemes-
sene Entschadigung in Geld zu leisten (BGH, Urteil vom 06.12.2022, VI ZR 73/21, BGHZ
235, 254-265, juris Rn. 9). Ein besonderes persdnliches Naheverhaltnis wird vermutet,
wenn der Hinterbliebene der Ehegatte, der Lebenspartner, ein Elternteil oder ein Kind
des Getoteten war. Der Klager gehort als Enkel bzw. Stiefenkel nicht in diesen besonders
privilegierten Personenkreis.

MaRgebend fir die Hohe der Hinterbliebenenentschadigung sind im Wesentlichen die In-
tensitat und Dauer des erlittenen seelischen Leids und der Grad des Verschuldens des
Schadigers. Dabei lassen sich aus der Art des Naheverhaltnisses, der Bedeutung des
Verstorbenen fur den Anspruchsteller und der Qualitat der tatsachlich gelebten Bezie-
hung indizielle Rickschlisse auf die Intensitat des seelischen Leids ableiten (BGH, Urteil
vom 06.12.2022, a.a.0., juris Rn. 15). Der Anspruch setzt keine Uber Trauer und seeli-
sches Leid hinausgehende gesundheitliche Beeintrachtigung des Hinterbliebenen im Sin-
ne einer eigenen Gesundheitsverletzung voraus. Die EinfiUhrung dieses Anspruchs dient
dem Zweck, den Hinterbliebenen auch fiir Beeintrachtigungen unterhalb dieser Schwel-
le einen Anspruch auf angemessene Entschadigung einzuraumen (OLG Celle, Urteil vom
18.12.2024, 14 U 119/24, juris Rn. 55). Im Ergebnis kommt es bei der Bemessung des
Hinterbliebenengeldes deshalb maBgeblich auf die Intensitat des erlittenen Leids an. Die
Geldentschadigung ist dabei durch das Gericht wertend gem. § 287 ZPO zu schatzen.

Eine ,besondere Nahebeziehung” zu dem Getéteten ist vom Geschadigten in umso star-
kerem Umfang darzulegen, je entfernter der Verwandtschaftsgrad zu dem Getoéteten ist
(Lang, jurisPR-VerkR 18/2021 Anm. 2).

Im Rahmen seiner persénlichen Anhérung hat der Klager zwar ein enges Verhaltnis zu
seinen GroReltern beschrieben, dass - jedenfalls teilweise - von seiner Mutter, der Zeu-
gin M., bestatigt wurde. In einem zentralen Punkt fir die Feststellung eines , besonde-
ren Naheverhaltnisses” hat das Landgericht jedoch zutreffend bemerkt, dass sich die An-
gaben des Klagers und seiner Mutter nicht vollstandig decken. Wahrend der Kldger von
zwei- bis dreimal wochentlichen Treffen sowie nahezu taglichem Kontakt berichtet hat,
hat die Zeugin bekundet, dass ihre Eltern ihren Sohn regelmaRig einmal wdchentlich be-
sucht hatten. Entscheidend ist dabei der Zeitpunkt der Verletzungshandlung (Juli 2021).

Daruber hinaus ergeben sich keine weitergehenden, durchgreifenden Indizien, die das
gute personliche Verhaltnis des Klagers als Enkel mit einem solchen in § 844 Abs. 3 S. 2
BGB genannten Verhaltnis vergleichbar erscheinen lassen. Insoweit hat das Landgericht
zu Recht die gesetzgeberische Grundentscheidung bertcksichtigt, wonach das Hinter-
bliebenengeld anderen als den in § 844 Abs. 3, Satz 2 BGB genannten Personen nur im
Ausnahmefall und unter besonderen Voraussetzungen zustehen soll (vgl. LG Kéln, Urteil
vom 17.4.2024, 25 O 156/21, juris Rn. 68). Fir die Bejahung eines solchen ware erfor-
derlich gewesen, dass eine Uber ein ,gewodhnliches” GroBeltern-Enkel-Verhaltnis hinaus-
gehende Beziehung vorliegt. Eine solche ist auch fur den Senat nicht erkennbar. Der re-
gelmaRBige Umgang zwischen Enkel und GroBeltern und ein auch im Erwachsenenalter
bestehender regelmaRiger Kontakt sowie die emotionale Unterstltzung durch die GroR-
eltern zeugen zwar von einem guten Verhaltnis, gehen allerdings nicht in einer Weise
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Uber das gewdhnliche Mal hinaus, dass es einem der in § 844 Abs. 3 S. 2 BGB genann-
ten Verhaltnisse entspricht. Eine gesteigerte Nahe zu den Getoteten, die Uber eine nor-
male - typischerweise gute - GroBeltern-Enkel-Beziehung hinausgeht, ist nicht bewiesen
und letztlich auch nicht dargelegt, so dass es auf die Vernehmung weiterer Zeugen (AM.
und DB.) hierzu nicht mehr ankommt. Ein Hinterbliebenengeld war dem Klager als Enkel
vorliegend nicht zuzuerkennen.

Nach alledem ist die Berufung offensichtlich unbegrindet.

- Seite 4 von 4 -



	Leitsatz
	Orientierungssatz
	Tenor
	Gründe

